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Rundschreiben Nr. 243/2019 
 

„Die Zukunft der Daseinsvorsorge in Europa“; 
Positionspapier des Rates der Gemeinden und Regionen Europas  
 
 

Kurzfassung: 
Vor dem Hintergrund der neuen Mandatsperiode im Europäischen Parlament und 
der Neubesetzung der EU-Kommission hat der Rat der Gemeinden und Regionen 
Europas ein Positionspapier zur Zukunft der Daseinsvorsorge in Europa verabschie-
det. Damit ist es gelungen, eine europaweit einheitliche Positionierung aller kommu-
nalen Gebietskörperschaften zur Rolle kommunaler öffentlicher Dienstleistungen zu 
erarbeiten. Das Papier stellt Forderungen zum öffentlichen Auftragswesen, zu den 
staatlichen Beihilfen und der internationalen Handelsabkommen auf. Kernforderung 
ist, eine europäische Überregulierung öffentlicher Dienstleistungen zu vermeiden 
sowie das kommunale Selbstverwaltungsrecht aufrechtzuerhalten. 
 
Der Rat der Gemeinden und Regionen Europas (RGRE)/Council of European Muni-
cipalities and Regions (CEMR) hat auf der Tagung des Hauptausschusses am      
11. Dezember 2018 im Landkreis Ludwigsburg das Positionspapier „The future of 
Public Services in Europe - Strong public services through local governments“ verab-
schiedet. Nunmehr hat die Deutsche Sektion des RGRE eine deutsche Fassung zur 
Verfügung gestellt (Anlage). 
 
Mit dem Papier ist es gelungen, im Rahmen eines zweijährigen Prozesses und zahl-
reicher Sitzungen von Experten und Vertretern nationaler Kommunalverbände in 
Brüssel eine europaweit einheitliche Positionierung aller kommunalen Gebietskör-
perschaften zur Rolle kommunaler öffentlicher Dienstleistungen zu erarbeiten. Hin-
tergrund des Positionspapiers ist die neue Mandatsperiode im Europäischen Parla-
ment nach der Europawahl sowie die Besetzung der neuen EU-Kommission ab No-
vember 2019.  
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Die Erstellung des Papiers wurde auf politischer Ebene von Dr. Christoph Schnaudi-
gel, Landrat des Landkreises Karlsruhe und Sprecher des CEMR für öffentliche 
Dienstleistungen (CEMR-Spokesperson on Public Services) maßgeblich begleitet. 
Der Deutsche Landkreistag hat seine Positionen und Forderungen umfassend in das 
Papier eingebracht. 
 
Das Papier behandelt die Regelungsbereiche des öffentlichen Auftragswesens, der 
staatlichen Beihilfen und der internationalen Handelsabkommen für öffentliche 
Dienstleistungen: 
 
• Im Bereich des öffentlichen Auftragswesens werden verbindliche strategische 

Vergabeziele (innovative, grüne und soziale Kriterien) abgelehnt und mehr Flexi-
bilität für die regionale Auftragsvergabe (sog. „buy local“- Ansatz) gefordert.  

 
• Bei staatlichen Beihilfen fordert der RGRE Vereinfachungen durch umfassendere 

beihilfefreie „rein lokale“ Maßnahmen, Gruppenfreistellungen und erhöhte De-
minimis-Schwellen.  

 
• Für künftige internationale Handelsabkommen werden vor allem eine stärkere 

Einbeziehung der kommunalen Verbände und Ausnahmeklauseln für öffentliche 
Dienstleistungen angemahnt.  

 
Für alle Bereiche fordert der RGRE eine europäischen Überregulierung öffentlicher 
Dienstleistungen zu vermeiden sowie die Vorschriften zu vereinfachen. Er befürwor-
tet mehr Flexibilität für kommunale Behörden. Gleichzeitig betont das 13-seitige Pa-
pier die Bedeutung der primärrechtlich garantierten Ermessensspielräume der Be-
hörden in kommunalen Angelegenheiten sowie das Recht auf kommunale Selbst-
verwaltung.  
 
Der RGRE beabsichtigt, die Forderungen aus dem Papier zu Beginn der neuen 
Mandatsperiode und somit frühzeitig in die europäischen Diskussions- und Entschei-
dungsprozesse zu Regelungsfeldern einzubringen, die das Erbringen öffentlicher 
Dienstleistungen auf kommunaler Ebene wesentlich beeinflussen. Dazu wird es den 
neu gewählten Parlamentariern zu Beginn der neuen Legislaturperiode übergeben 
und den Mitgliedern der neuen EU-Kommission sowie den Kommissionvertretern auf 
höchster politischer Ebene in den Generaldirektionen Binnenmarkt, Industrie, Unter-
nehmertum und KMU, Wettbewerb sowie Handel in persönlichen Gesprächen der 
CEMR-Spokesperson on Public Services vorgestellt.  
 
Darüber hinaus ist eine politische Konferenz zu öffentlichen Dienstleistungen in 
Brüssel geplant, um den RGRE-Forderungen eine möglichst große Breitenwirkung 
für die neue Mandatsperiode auf dem gesamten politischen Brüsseler Parkett zu ver-
leihen.   

 
Theel        
 
Anlage 


